
nisse und der überbetrieblichen Bedeutung und Aus­
wirkungen gesellschaftlich gerechtfertigt ist. Hieran hat 
sich durch die später ergangene Regelung des § 6 Abs. 1 
(4. Ordnungsstrich) der 1. DB, daß als begründeter Aus­
nahmefall der Arbeitsplatzwechsel auf Grund gesell­
schaftlicher Erfordernisse gilt, nichts geändert.
Ein solcher Ausnahmefall liegt regelmäßig dann vor, 
wenn ärztlich festgestellt wird, daß der Werktätige für 
die vereinbarte Arbeit gesundheitlich nicht mehr ge­
eignet ist und der Betrieb keine Möglichkeit hat, mit 
ihm eine andere, seinen Fähigkeiten und seiner gesund­
heitlichen Eignung entsprechende Arbeit zu verein­
baren.
Mit der vom behandelnden Arzt ausgestellten Beschei­
nigung hatte der Kläger gegenüber dem Verklagten den 
Nachweis erbracht, daß er für die vereinbarte Tätigkeit 
als Wegebauarbeiter gesundheitlich nicht mehr geeig­
net ist. Der Verklagte kann die Gültigkeit dieser ärzt­
lichen Bescheinigung nicht in Zweifel ziehen. § 94 Abs. 2 
GBA stellt es auf die ä r z t l i c h e  Feststellung ab, daß 
der Werktätige für eine Arbeit gesundheitlich nicht 
mehr geeignet ist; die Feststellung durch eine Ärzte­
beratungskommission oder einen hierzu besonders er­
mächtigten Arzt wird vom Gesetz nicht gefordert. Der 
Verklagte ist im übrigen selbst vom Erfordernis des 
sofortigen Arbeitsplatzwechsels ausgegangen, denn er 
bot dem Kläger nach Beibringung der ärztlichen Be­
scheinigung eine andere Arbeit an.
Soweit der Verklagte den Anspruch des Klägers damit 
in Frage stellen will, daß das Zusammenbleiben der 
Brigaden über das gesamte Planjahr von großer Bedeu­
tung für die Planerfüllung sei, geht dieses Argument 
deshalb fehl, weil der Kläger auch bei Übernahme der 
vom Verklagten angebotenen Tätigkeit als Kraftfahrer 
aus der Brigade ausgeschieden wäre, der er bis dahin 
angehörte.
Der Umstand, daß der Kläger im anderen Betrieb eben­
falls eine Tätigkeit als Kraftfahrer verrichtet, kann sei­
nen Anspruch auf anteilige Jahresendprämie gleichfalls 
nicht nachteilig beeinflussen, weil auch der Verklagte 
ihn als Kraftfahrer beschäftigen wollte, und zwar im 
Rahmen einer erheblich längeren Arbeitszeit. 
Zusammenfassend ist demnach davon auszugehen, daß 
ein Arbeitsplatzwechsel des Klägers erforderlich war, 
weil dieser dadurch täglich etwa 41/2 Stunden Freizeit 
gewann und damit wesentlich günstigere Bedingungen 
für seine Erholung und die Erhaltung und Förderung 
seines durch das Wirbelsäulenleiden eingeschränkten 
Arbeitsvermögens erreichte.
Danach bestehen die gesellschaftlichen Interessen im 
vorliegenden Falle darin, durch Gewährung entspre­
chender Arbeitsbedingungen das Arbeitsvermögen des 
Klägers zu erhalten und zu fördern. Wenn der Kläger 
während des Planjahres die Arbeitsbedingungen in An­
spruch nahm, die seinem gesundheitlichen Zustand bes­
ser entsprechen als beim Verklagten, so stimmt das 
durchaus mit den gesellschaftlichen Interessen überein. 
Demgegenüber wiegen die Interessen des Verklagten 
an der Aufrechterhaltung und Änderung des Arbeits­
rechtsverhältnisses für die Dauer von noch vier Mona­
ten weniger schwer.
Das hat auch das Kreisgericht richtig erkannt. Deshalb 
war die Berufung des Verklagten zurückzuweisen.

Hinweis
Das Jahresregister 1972 der „Neuen Justiz" wird im 
2. Februarheft (Heft 4) veröffentlicht. D. Red. I
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